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Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

 

Stellungnahme des Bundeslandes Niedersachsen 
 

Artikel 1 - Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 

 
1. Allgemeine Anmerkungen: 

Allgemein verfolgt der Gesetzentwurf das Ziel, die Umsetzung von 
Kompensationsmaßnahmen im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
insbesondere für bedeutsame Infrastrukturvorhaben zu erleichtern und zu beschleunigen 
sowie zugleich die ökologische Vernetzung zu stärken.  

Zudem soll das Gesetz die Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen im Bereich der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung insbesondere für wichtige bauliche 
Infrastrukturvorhaben erleichtern und beschleunigen. Der Entwurf soll auch dazu beitragen, 
internationale Verpflichtungen zu erfüllen, insbesondere die CBD und die Ziele des Globalen 
Biodiversitätsrahmens von Kunming-Montreal (GBF), die Wiederherstellung der Natur im 
Sinne der europäischen Wiederherstellungsverordnung und die Ziele des natürlichen 
Klimaschutzes im Landnutzungssektor. 

 

Diese Zielsetzung ist zwar grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings ist kritisch anzumerken, 
dass der vorliegende Gesetzentwurf weit hinter den zuvor seitens des BMUKN in Aussicht 
gestellten Regelungen bzw. geweckten Erwartungen zurückbleibt.  

Es bestehen zudem Zweifel, ob die o.g. Ziele mit den vorgeschlagenen Regelungen erreicht 
werden können. Die vorgesehenen Bestimmungen sind teilweise komplex und 
auslegungsbedürftig, sodass zusätzliche Rechtsunsicherheiten entstehen können und 
Beschleunigungseffekte nicht zu erwarten sind, wenn nicht sogar gegenteilige Effekte 
eintreten.  

 

Zunächst wird die Natürliche Infrastruktur, die sich im vorliegenden Referentenentwurf nur 
auf wenige, sehr hochwertige Bestandteile mit einem tendenziell sehr hohen Schutzstatus 
beschränkt, nicht - wie seitens des BMUKN zuvor angekündigt - genauso in ein 
überragendes öffentliches Interesse gestellt, wie andere Infrastrukturen. Die hierzu 
vorgesehene Regelung ist unzureichend. Durch die Vielzahl der aufgeführten Belange und 
Vorhaben, gegenüber denen das überragende öffentliche Interesse des Schutzes der 
natürlichen Infrastruktur keine Anwendung findet, ist zu befürchten, dass die Regelung ins 
Leere läuft. Zudem zielt der Gesetzentwurf lediglich auf den Schutz der Natürlichen 
Infrastruktur ab, nicht - wie ursprünglich seitens des BMUKN angekündigt - auch auf ihren 
Ausbau. Angesichts des massiven Rückgangs an natürlicher Infrastruktur ist jedoch ein 
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Ausbau bzw. Wiederherstellung von Mooren, Wäldern, Auen etc. großflächig notwendig. Die 
dafür notwendigen Regelungen zur Verbesserung der Flächenbeschaffung (Ausweitung des 
Vorkaufsrechtes) für den Naturschutz enthält der Entwurf ebenfalls nicht. 

Viele der vorgesehenen Regelungen haben überdies lediglich einen Grundsatz- oder 
unverbindlichen Zielcharakter, ohne ein Instrumentarium zu deren Durchsetzung zu schaffen 
oder zu verbessern. Statt klaren Regelungen werden weitere Flächendefinitionen 
geschaffen, für die z. T. weitere Ausnahmeregelungen gelten, und die bisherigen 
Regelungen der Eingriffsregelung werden weiter aufgeweicht. 

Schließlich trägt der Gesetzentwurf den Herausforderungen der 
Wiederherstellungsverordnung nicht ausreichend Rechnung. 

Die im Jahr 2024 in Kraft getretene Wiederherstellungsverordnung gilt in den Mitgliedstatten 
der EU unmittelbar, sollte allerdings durch flankierende Vorschriften zur Klarstellung der 
Zuständigkeitssaufteilung und zum Verfahren flankiert werden. Die federführenden 
Zuständigkeiten von BMUKN und BfN bei der Erstellung des nationalen 
Wiederherstellungsplanes sowie des Monitorings erfordern eine Klarstellung im 
Bundesnaturschutzgesetz. Hierauf wurde bereits in der Länderanhörung zum 
Gesetzgebungsverfahren für ein Durchführungsgesetz zur EU-Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur hingewiesen. 

Klarstellungen bzw. Regelungen zur Verantwortung für die Wiederherstellung der Natur, zur 
Aufstellung und Fortschreibung des Nationalen Wiederherstellungsplans, zur Überwachung 
und Berichterstattung sind im vorliegenden Entwurf nicht enthalten. Die Grundlage für die 
Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung in den Bundesländern ist daher weiterhin 
lückenhaft.  

Mit Blick auf die Anforderungen der Wiederherstellungsverordnung ist der Gesetzesentwurf 
auch aus folgendem Grund eher kritisch zu beurteilen: Es ist davon auszugehen, dass die 
Konzeption und Umsetzung von Wiederherstellungsmaßnahmen in der Abwägung oft 
unterliegen wird, wenn weder am Schutz von Natura 2000-Gebieten noch an 
Wiederherstellungsmaßnahmen ein überragendes öffentliches Interesse besteht (vgl. 
Anmerkung zu § 1 BNatSchG-E). 

Ein zentrales Problem bei der Umsetzung der Belange des Naturschutzes ist nach wie vor 
die entsprechende fehlende finanzielle Ausstattung. Auf entsprechende Stellungnahmen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung wird verwiesen. 

Zudem weist Niedersachsen auf den bestehenden Handlungsbedarf beim Schutz von Igeln 
und anderen nachtaktiven Wirbeltieren gegenüber den Gefahren automatisierter Mähroboter 
hin. Wissenschaftliche Untersuchungen sowie die Erkenntnisse von Wildtierauffangstationen 
belegen, dass der Einsatz von Mährobotern insbesondere während der Dämmerungs- und 
Nachtstunden zu erheblichen Verletzungen und Tötungen von Igeln und weiteren kleinen 
wild lebenden Tieren führen kann. Das Leibniz-Institut Für Zoo- und Wildtierforschung hat 
bundesweit zahlreiche entsprechende Fälle dokumentiert. 

Niedersachsen hat bereits im Zusammenhang mit den Landtagseingaben 01273/88/19 und 
0127/11/19-002 auf den dringenden artenschutzfachlichen Handlungsbedarf hingewiesen 
und die Einführung bundeseinheitlicher Regelungen als sachgerechten Ansatz bewertet. 
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Zugleich wurde festgestellt, dass die erforderlichen Regelungen aufgrund der 
bundesrechtlichen Kompetenzordnung auf Bundesebene getroffen werden sollte. 

Der bestehende Regelungsbedarf wurde zwischenzeitlich auch auf Bundesebene anerkannt. 
Im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetztes (BT-Drs. 20/12719) war 
vorgesehen, das Mähen auf nicht wirtschaftlich genutzten Rasen- und Grünflächen während 
der Dämmerung und Dunkelheit grundsätzlich zu untersagen, soweit keine geeigneten 
Maßnahmen zum Schutz von Wirbeltieren getroffen werden. In der Gesetzgebungsverfahren 
konnte diese Regelung jedoch nicht umgesetzt werden. 

Vor dem Hintergrund der Zielsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs, die biologische 
Vielfalt zu erhalten und die Natürliche Infrastruktur zu stärken, bittet Niedersachsen darum, 
den Schutz von Igeln und anderen nachaktiven Wildtieren vor den Auswirkungen 
automatischer Mähgeräte in weiteren bundesrechtlichen Regelungen aufzunehmen. 

Niedersachsen bittet deshalb um Aufnahme einer entsprechenden Regelung in den 
vorliegenden Gesetzentwurf.  Hierzu sollte § 39 des Bundesnaturschutzgesetzes ergänzt 
werden, wonach auf nicht wirtschaftlich genutzten Rasen- und Grünflächen automatisierte 
Mähgeräte während der Dämmerung und Dunkelheit nicht betrieben werden dürfen, sofern 
nicht durch geeignete technische Maßnahmen sichergestellt ist, dass wildlebende Tiere nicht 
verletzt oder getötet werden. 

 

Zusammengefasst lässt sich festhalten, dass die positiven Wirkungen des vorliegenden 
Gesetzentwurfes für die Natur und Landschaftspflege kaum mehr erkennbar sind. Es ist 
vielmehr davon auszugehen, dass die Verschlechterungen, die durch das Infrastruktur-
Zukunftsgesetz für den Naturschutz zu erwarten sind, durch dieses Gesetz keineswegs 
ausgeglichen werden können. 

Schließlich ist kritisch anzumerken, dass die seitens des Bundes vorgegebene 
Äußerungsfrist unangemessen kurz ist, sodass eine vertiefte Prüfung der zahlreichen 
Einzeländerungen schon deshalb nicht möglich war. Erschwerend hierzu tritt der Umstand, 
dass die Frist in manchen Bundesländern wie z. B. in Niedersachsen mitten in die 
Sommerferien fällt, was bei der Fristbemessung hätte zwingend bedacht werden sollen. Die 
nachfolgende Stellungnahme beschränkt sich deshalb auf zentrale Aspekte. Weiterer 
Vortrag wird ausdrücklich vorbehalten. 

 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E:  

(§ 1 Abs. 1a Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 und Satz 2)  

Ohne eine nähere Definition des Begriffs „natürlichen Klimaschutzfunktion“ werden die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, die geschützt werden sollen, sehr 
weit gefasst. Der Begriff enthält derzeit keine hinreichend klaren Abgrenzungskriterien. Nach 
dem Verständnis des Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz können hierunter auch 
Funktionen zur Klimaanpassung fallen. 
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Der Schutz dieser Funktionen ist grundsätzlich zu begrüßen. Für Verfahren zur Ermittlung 
von Kompensations- und Ersatzmaßnahmen kann die Verwendung eines nicht näher 
definierten Begriffs jedoch zu Rechtsunsicherheiten führen und die praktische Anwendung 
erschweren. 

Die Absicht, bestimmte Vorhaben in ein überragendes öffentliches Interesse zu stellen, ist 
grundsätzlich zu begrüßen. 

Anspruch des Naturschutzrechtes ist es, als „bewusst querschnittsorientiertes“ Instrument 
auf der gesamten Fläche Deutschlands die jeweiligen Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zur Geltung zu bringen. Mit der Einführung eines „überragenden 
öffentlichen Interesses“ für bestimmte Schutzgebietskategorien sowie Moore erfolgt mit dem 
Gesetzentwurf eine „Gegenreaktion“ darauf, dass anderen Fachplanungen gesetzlich ein 
„überragendes öffentliches Interesse“ eingeräumt wird. 

Zu den Gebieten, für die im Gesetzentwurf ein „überragendes öffentliches Interesse“ 
normiert werden soll, sind Natura 2000-Gebiete hinzuzunehmen. Würde dies nicht erfolgen, 
würde es möglicherweise zu Verwerfungen im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
Verschlechterungsverbotes der FFH-RL kommen. Unabhängig hiervon ist nicht 
nachvollziehbar, wieso diesen als naturschutzfachlich „geeignetsten Flächen“ der EU-
Kommission mitgeteilten Flächen eine solche „Wertstellung“ nicht zuzuschreiben ist. 

Der neu eingefügte Absatz 1a sieht die Einbeziehung von wiedervernässten Moorböden vor, 
sofern die Wiedervernässung aus Mitteln des ANK gefördert wird. Damit wird auch auf 
Flächen, die mit dem Ziel Vernässung und auch Nutzung nach der sog. Förderrichtlinie Palu 
gefördert werden, aus naturschutzfachlicher Sicht ein überragendes öffentliches Interesse 
geltend gemacht, obwohl der Bund bisher immer die „weitere“ Nutzung der Fläche, auch 
nach Vernässung, in den Fokus gestellt hat.  
Die im neuen Absatz 1a Satz 1 Nr. 2 des Entwurfs vorgesehene Einschränkung in Bezug auf 
die Wiedervernässung von Mooren wird abgelehnt. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
lediglich den Wiedervernässungsmaßnahmen, die aus Mitteln des Aktionsprogramms 
Natürlicher Klimaschutz (ANK) gefördert werden, ein besonders Gewicht beigemessen 
werden soll, obwohl ihre Wirkung für den Klimaschutz nicht anders sein kann, als die der 
anderen Wiedervernässungsmaßnahmen. Vorhaben, die über die Bundesländer selber 
finanziert werden oder für die seitens der Bundesländer umfassend EU-Gelder eingeworben 
worden sind (Bsp.: EU LIFE-Projekte in der Region Hannover), wären somit gegenüber den 
ANK-Projekten schlechter gestellt. Diese unterschiedliche Behandlung ist weder fachlich 
noch rechtlich zu rechtfertigen. Der dort vorgesehene Halbsatz ist deshalb ersatzlos zu 
streichen. 

Ebenso wird die im Satz 2 als allgemeiner Grundsatz vorgesehene Beschränkung des 
Anwendungsbereichs dieser Regelung abgelehnt. Betrachtet man den Umstand, wie viele 
Vorhaben bereits in ein überragendes öffentliches Interesse gestellt wurden, würde die 
Regelung bei größeren Vorhaben bereits jetzt überwiegend leerlaufen. Lässt man zudem – 
wie im Gesetzentwurf vorgesehen – eine dynamische Verweisung auf die vorrangigen 
konkreten Regelungen zu, ist es jetzt schon ungewiss, ob es noch Anwendungsfälle für die 
im ersten Satz vorgesehene Regelung künftig überhaupt geben wird. Denn die 
Ausnahmeregelung würde auch dann greifen, wenn nachträglich in die im Gesetzentwurf 
aufgezählten Vorschriften weitere Belange aufgenommen werden. Der zweite Satz ist 
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deshalb ersatzlos zu streichen. Die vorgesehene – abweichungsfeste – Regelung in Satz 2 
ist derart umfassend, dass selbst in den Bereichen mit herausragendem 
naturschutzfachlichem Wert und hohem Schutzstatus (z.B. in Nationalparken) eher von einer 
Schwächung als von einer Stärkung des Naturschutzes auszugehen ist. Diese Regelung 
läuft dem Zweck des Gesetzes somit zuwider. 

Mit Blick auf die Anforderungen der Wiederherstellungsverordnung ist zudem problematisch, 
dass nach § 1 Abs. 1a Nr. 1 des Gesetzentwurfes lediglich dem Schutz eines (inhaltlich und 
flächenmäßig) sehr eingeschränkten Bereiches ein überragendes öffentliches Interesse 
eingeräumt werden soll. Die Wiederherstellungsmaßnahmen blieben damit unberücksichtigt. 

Zu § 1 Abs. 3 Nr 4 BNatschG: („Moore, Wälder und Gewässer, einschließlich ihrer Auen, 
sind so zu erhalten und zu entwickeln, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt und ihren 
Beitrag für den natürlichen Klimaschutz [und die Verkehrsfunktion der 
Bundeswasserstraßen] erfüllen können“.) Aus hiesiger Sicht sind an dieser Stelle die 
ökologischen und Klimaschutzfunktionen höher zu werten als die Verkehrsfunktion.  

 

 

Aus Sicht der Raumordnung:  

Der Schutz von Nationalparken, Naturschutzgebieten, Kernzonen von Biosphärenreservaten 
und natürlichen, nicht entwässerten Mooren sowie die Wiedervernässung von Moorböden, 
soweit dies aus Mitteln des Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz gefördert wird, wird in 
ein überragendes öffentliches Interesse gestellt (vgl. S. 1). Dies ist von raumordnerischer 
Relevanz und wird für den Naturschutz grundsätzlich positiv bewertet. Denn in Abwägungs- 
und Ermessensentscheidungen soll dieses überragende öffentliche Interesse entsprechend 
Berücksichtigung finden.  

Allerdings ist zu bemerken, dass die gesetzliche Regelung in Bezug auf das Grundprinzip 
von Raumplanung sehr kritisch zu sehen ist.  

In einem flächenbegrenzten Land wie Deutschland konkurrieren regelmäßig 
unterschiedlichste Nutzungen um das knappe Gut „Fläche“. Je knapper Fläche ist, umso 
schwieriger ist es für eine Nutzung, sich gegenüber konkurrierenden Nutzungen 
durchzusetzen. Aufgabe der Raumordnungsplanung ist es, Flächen so zu verteilen, dass für 
alle wichtigen Funktionen und Nutzungen angemessen und effektiv Raum zur Verfügung 
steht. Die raumordnerische „Flächenverteilung“ vollzieht sich im Wege einer planerischen 
Abwägung. Alle planerisch „zu bedienenden“ Belange sind vom planungsrechtlichen 
Grundprinzip zunächst gleichrangig in die Flächenverteilung einzustellen und unter dem 
Gesichtspunkt ihres Raumbedarfs, ihrer Dringlichkeit, ihrer Verträglichkeit mit anderen 
Nutzungen sowie weiteren Gesichtspunkten zu bewerten. Belange, die gesetzlich in ein 
überragendes öffentliches Interesse gestellt wurden, haben bei der planerischen Abwägung 
jedoch einen höheren Rang und dadurch einen vorrangigen Anspruch auf 
„Flächenzuteilung“. 

Eine derartige Zweistufigkeit von Belangen besteht bereits seit längerem, weil seit einigen 
Jahren etliche Belange ins überragende öffentliche Interesse gestellt wurden. Die 
planerische Handhabe gestaltet sich dadurch deutlich anspruchsvoller und bereits durch 
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diese Zweistufigkeit zeigen sich bereits „Zuteilungsschwierigkeiten“ für Nutzungen und 
Belange, die auf der niedrigeren Stufe stehen.  

Aus diesem Grund ist § 1 Abs. 1a E-BNatSchG aus Sicht der Raumordnung kritisch zu 
betrachten.  Denn er beschränkt sich nicht darauf, auch die o.g. Naturbestandteile auf die 
höhere Stufe des überragenden öffentlichen Interesses zu stellen, sondern führt zugleich 
einen breiten Katalog von Belangen ein, die in einem noch höheren öffentlichen Interesse 
stehen. Damit würde es nicht bei der bereits vorhandenen Zweistufigkeit ("normale" Belange 
und solche im überragenden öffentlichen Interesse) bleiben. Im Kontext mit anderen, parallel 
laufenden Gesetzesvorhaben des Bundes (die insb. Ausnahmen zugunsten von Vorhaben 
für die militärische und zivile Verteidigung vorsehen) würde im Ergebnis eine 
bundesgesetzliche Vierstufigkeit von Belangen eingeführt, die in planerischen Abwägungen 
und Ermessensentscheidungen zu beachten wäre:  

 

- STUFE 1:  
Belange der Landes- und Bündnisverteidigung  
 

- STUFE 2:  
Vorhaben, die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes ins überragende 
öffentliche Interesse gestellt wurden. Dies betrifft insbesondere die nach 
• § 2 EEG (Erneuerbare Energien),  
• § 4 GeoBG (Geothermieanlagen, Wärmepumpen, Wärmeleitungen und 

Wärmespeicher)  
• § 1 Absatz 3 WindSeeG (Windenergieanlagen auf See und Offshore-

Anbindungsleitungen),  
• § 1 Absatz 1 BBPlG (Übertragungsnetz),  
• § 1 Absatz 2 ENLAG (Übertragungsnetz),  
• § 11c (Energiespeicher), § 14d Absatz 10 (Elektrizitätsverteilernetze), § 28q 

Absatz 8 (Wasserstoff-Kernnetz), § 43 Absatz 3a (Hochspannungsleitungen) und 
§ 43l Absatz 1 (Wasserstoffleitungen) EnWG,  

• § 1 Absatz 2 NABEG (Höchstspannungsleitungen), 
• § 4 Absatz 1 WasserstoffBG (Wasserstoffinfrastruktur),  
• § 2 Absatz 3 WPG (Wärmenetze),  
• § 1 Absatz 3 GEG (Energieversorgung von Gebäuden), 
• § 4 Absatz 1 (Kohlendioxidleitungen) und § 11 Absatz 1 (Kohlendioxidspeicher) 

KSpTG,  
• § 1 TKG (Telekommunikation) 
• § 1 Absatz 7a BauGB festgelegten überragenden öffentlichen Interessen (z.B. 

Wohnungsbau)  
• überragende öffentliche Interessen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 

durch das Infrastruktur-Zukunftsgesetz festgelegt werden (Schienenwege, 
Straßen, Wasserstraßen),   

• Vorhaben, die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität 
finanziert werden 
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- STUFE 3: 
Natürliche Infrastruktur im Sinne des § 1 Abs. 1a BNatSchG (Nationalparke, 
Naturschutzgebiete, Kernzonen von Biosphärenreservaten, bestimmte Moore und 
Moorböden) 

 
- STUFE 4: 

Alle weiteren öffentlichen und privaten Nutzungen und Belange, z.B. Landwirtschaft, 
Rohstoffsicherung, weitere natürliche Infrastruktur 

 
Zu berücksichtigen ist ferner, dass OBERHALB DER STUFE 1 noch überragende öffentliche 
Interessen aus dem Europarecht sowie solche mit nationalem Verfassungsrang zu 
berücksichtigen sind.  

Zu berücksichtigen ist ferner, dass es weitere Belange gibt, die durch Landesrecht ins 
überragende öffentliche Interesse gestellt wurden (z.B. Vorhaben für den Hochwasser- und 
Küstenschutz nach NWG). Würde es zu einer verbindlichen mehrstufigen gesetzlichen 
Gewichtungsskala kommen, wären auch diese landesrechtlichen Gewichtungsvorgaben - mit 
eigener Stufe unterhalb DER ÜBERRAGENDEN BELANGE AUS Bundesrecht, ABER 
OBERHALB DER STUFE 4 – einzuordnen.   

Zusammengenommen würde daraus eine sechsstufige Gewichtungsvorgabe von Belangen 
und Nutzungen resultieren.  

Die Vereinbarung aus dem Bundes-Koalitionsvertrag, die Raumordnungsplanungen zu 
stärken, wird dadurch noch deutlicher in das Gegenteil verkehrt: je mehrstufiger die 
gesetzgeberischen Abwägungsvorgaben sind, umso mehr verengt sich der planerische 
Abwägungsspielraum für die Landes-, Regional- und Bauleitplanung. Für Belange und 
Nutzungen der unteren Stufen wird die Flächenausweisung deutlich erschwert. 
Planungsträger wären darlegungs- und beweispflichtig dafür, dass sie sämtlichen 
höherrangigen Nutzungen in ausreichendem Maße Flächen zugewiesen haben. Dies wird 
sich erheblich auf die Rechtssicherheit und Angreifbarkeit von Plänen auswirken. In einem 
flächenknappen Land wie Deutschland wird nach Bedienung der höherrangigen Belange im 
Ergebnis kaum Raum für Nutzungen der unteren Stufen verbleiben. 

 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E:  

(§ 2 Abs. 4) 

Es wird eine Regelung angeregt, wonach der Bund einen Mindestanteil bundeseigener 
Flächen für Naturschutzzwecke bereitstellt. 

Darüber hinaus sollte § 2 Abs. 4 um folgenden Satz ergänzt werden: „Geeignete 
Grundflächen sollen für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
insbesondere für Wiederherstellungsmaßnahmen nach dem nationalen 
Wiederherstellungsplan nach Artikel 14 der Verordnung 2024/1991, bereitgestellt 
werden. 
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Mit der Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung sind naturschutzfachlich 
aufzuwertende Flächen vorzuhalten. Insoweit ist es sinnvoll, hier – auch mit Blick auf die 
Vorbildfunktion der Verwaltung – einen entsprechenden Bezug herzustellen. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

(§ 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4) 

Da der Gesetzentwurf den Schutz (und Ausbau) der Natürlichen Infrastruktur zum Ziel hat, 
sollten diese auch mit in die Landschaftsplanung aufgenommen werden. Deshalb soll 
§ 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe d) ebenfalls angepasst werden.  

Die Nummer 4 des Gesetzentwurfes ist deshalb wie folgt zu ergänzen: 

§ 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe d wird durch den folgenden Buchstaben d ersetzt: 

„d) zum Schutz und Ausbau der natürlichen Infrastruktur nach § 20a, insbesondere [zum 
Aufbau und Schutz] eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung und des Netzes „Natura 
2000“,“ 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

(§ 14 Abs. 2a und 5) 

Die Regelung in Absatz 2a (neu) bezweckt analog zu § 14 Abs. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes eine Erleichterung für Agroforstsysteme im Rahmen der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung einzuführen. Diese Erleichterung wird abgelehnt, da 
kein Anlass besteht, Agroforstsysteme aus dem Anwendungsbereich der Eingriffsregelung 
herauszunehmen. Es kann nicht etwa davon ausgegangen werden, dass diese Vorhaben 
nach allgemeiner Lebenserfahrung üblicherweise mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes 
verbunden sind. Beispielsweise sei nur an Vorhaben in Wiesenbrütergebieten erinnert.  

Bei Hochwasser- und Küstenschutzanlagen sind regelmäßig Maßnahmen zur 
ordnungsgemäßen Unterhaltung erforderlich. Diese sollten ebenfalls in § 14 Absatz 4 (neu) 
berücksichtigt werden. Es handelt sich hierbei um lineare Infrastrukturen mit einer 
wesentlichen Schutzfunktion für Leben, Gesundheit, erhebliche Sachwerte sowie 
Infrastruktur, die als im überragenden öffentlichen Interesse liegend eingeordnet ist. 

Hinsichtlich Absatz 5 (neu) stellt sich die Frage nach Regelungen für den Umgang mit 
technischen Maßnahmen, etwa Kläranlagen. 

Es fehlt die Definition für Agroforstsysteme (AFS) 

Definition von Agroforstsystemen gemäß § 4 Abs. 2 und 3 GAPDZV: 

„(2) Ein Agroforstsystem auf Ackerland, in Dauerkulturen oder auf Dauergrünland liegt 
vor, wenn auf einer Fläche mit dem vorrangigen Ziel der Rohstoffgewinnung oder 
Nahrungsmittelproduktion Gehölzpflanzen, die nicht in Anlage 1 aufgeführt sind, 
angebaut werden: 

1. in mindestens zwei Streifen, die höchstens 40 Prozent der jeweiligen 
landwirtschaftlichen Fläche einnehmen, oder 
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2. verstreut über die Fläche in einer Zahl von mindestens 50 und höchstens 200 
solcher Gehölzpflanzen je Hektar. 

(3) Kein Agroforstsystem oder kein Teil eines Agroforstsystems sind Flächen mit 
Gehölzpflanzen, die am 31. Dezember 2022 die an diesem Tag geltenden 
Voraussetzungen erfüllen für ein Landschaftselement, das nicht beseitigt werden darf, 
im Sinne 

1. des § 8 Absatz 1 und 2 der Agrarzahlungen-Verpflichtungenverordnung vom 
17. Dezember 2014 (BAnz AT 23.12.2014 V1) in der am 31. Dezember 2022 
geltenden Fassung oder 

2. einer am 31. Dezember 2022 geltenden Verordnung eines Landes, die auf 
Grund des § 8 Absatz 4 der Agrarzahlungen-Verpflichtungenverordnung 
erlassen worden ist.“  

 

Mit einer Definition von AFS sollte die Stichtagsregelung entfallen. Niedersachsen fördert seit 
2023 und 2024 ausschließlich über Landesmittel und ab 2025 über den GAK-Rahmenplan die 
Einrichtung von AFS. Mit der Stichtagsregelung würden insbesondere die Pioniere bei 
Agroforstsystemen benachteiligt. 

Zudem sollte die Regelung auch für Agroforstsysteme auf Grünland gelten. 

Im letzten Satz von dem neuen Absatz 2a ist der Begriff „Wiederaufnahme“ durch den Begriff 
„Fortführung“ zu ersetzen, da die Bewirtschaftung von AFS zur landwirtschaftlichen Produktion 
zählt.  

Des Weiteren sollten AFS im Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(BNatSchG) im § 29 (Geschützte Landschaftsbestandteile) und § 30 (Gesetzlich 
geschützte Biotope) gemäß § 1 Absatz (7) ausgeschlossen werden.  

 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

(§ 15 Abs. 2, 2a, 3a, 4, 6, 6a und 8a) 

 

Zu Abs. 2: 

Die Regelung ist nicht erforderlich, da die Rechtsprechung diesbezüglich bereits klare 
Hinweise gibt: Entscheidend ist, dass die Maßnahmen „sich in ihrer Wirkung auf die 
Funktionen des durch den Eingriff betroffenen Naturraums erstrecken“ (s. BVerwG, Urteil 
vom 27. März 2025 - 7 A 3.24; zit. nach openjure Rn. 73). Die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Ergänzung „oder in angrenzenden Naturräumen“ sollte daher gestrichen 
werden, da sie zu einer Aufweichung des Naturraumbezugs führt. 

Da hinsichtlich des Ausgleichs nach § 30 Abs. 3 BNatSchG üblicherweise auf die Maßstäbe 
des § 15 BNatSchG verwiesen wird, stellt sich zudem die Frage, wie sich diese Änderung 
auch auf § 30 BNatSchG auswirkt und ob auch hier der räumliche Zusammenhang eine 
Lockerung durch die hier vorgesehene Änderung erfährt. Hier wäre eine gesetzliche 
Klarstellung erforderlich. 
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Zu Abs. 2a (neu), Nr. 8.: 

Hier ist eine Einschränkung i.S. von „Nur soweit sich diese an naturschutzfachlichen Kriterien 
orientieren“ erforderlich. Ein Douglasienforst beispielweise könnte keine naturschutzfachliche 
Ersatzmaßnahme sein. 

 

Zu Abs. 2a (neu), Nr.9.: 

Die Regelung ist kritisch zu sehen, da diese Maßnahmen zusätzliche Verbesserungen 
bringen sollen, Kompensationsmaßnahmen jedoch den Status quo des Wertes von Natur 
und Landschaft erhalten. 

Begrüßt wird die Aufnahme von Maßnahmen der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie als 
anerkannte Kompensationsmaßnahmen gemäß § 15 Absatz 2a Nummer 7. 

 

Zu Abs. 3a (neu) und 3b (neu): 

Durch den Ansatz von pauschalen Zu- und Abschlägen in den neu eingefügten Absätzen 
(3a) und (3b) werden nicht die Eingriffsfolgen kompensiert. Hieran sollte sich jedoch die 
tatsächliche Kompensation richten. Auf Flächen, die der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a 
angehören, dürfte ohnehin aufgrund der Ausgangslage ein entsprechend höhere 
Kompensationsanforderung der Regelfall sein.  

 

Zu Abs. 3a (neu): 

Es besteht kein Anlass für eine Reduzierung des Kompensationsbedarfs. Insbesondere, da 
häufig „sowieso-Maßnahmen“ wie naturnaher Waldumbau zur Verbesserung des 
Trinkwasserdargebots u. ä., zusätzlich als bevorratete Maßnahmen vermarktet werden 
(„Mitnahme-Effekte“). 

 

Zu Abs. 3b (neu) 

Absatz 3b sieht vor, dass Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a 
durchgeführt werden, sich der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf insoweit um 20 % 
erhöht. Hier werden auch nach § 20a Abs. 2 Nr. 1c) Moorböden schlechthin einbezogen. Da 
naturschutzfachlich bedeutsame Moorböden in der Flächenkulisse über die weiteren 
Unterpunkte erfasst sind und es sich hier zuvorderst um landwirtschaftlich genutzte 
Moorböden handelt, sollten diese von dem Malus-System ausgeschlossen werden. Diese 
Regelung könnte spezifiziert werden, indem nur Flächen ausgeschlossen werden, auf denen 
keine Inanspruchnahme von Förderungen im Rahmen des Aktionsprogramms Natürlicher 
Klimaschutz erfolgt. 
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Zu Abs. 4 Satz 3 (neu): 

Die Worte „in der Regel“ sind zu streichen, da damit eine unnötige Aufweichung des 
Kompensationsprinzips einhergeht. 

Die in Absatz 3a geplante Regelung bestärkt die Bildung Flächenpools und kann somit für 
großräumige Maßnahmen begünstigend auswirken.  

Es stellt sich die Frage, wie mit klimawandelbedingten Veränderungen von 
Kompensationsmaßnahmen umzugehen ist. Viele Funktionen des Naturhaushalts sind durch 
die Auswirkungen des Klimawandels gefährdet und können während der Wirkungsdauer 
eines Vorhabens – insbesondere bei Hochwasser- und Küstenschutzanlagen, deren 
Nutzungsdauer häufig mehrere Jahrzehnte beträgt – unabhängig vom Vorhaben selbst ihre 
ökologische Funktion verlieren. Vor diesem Hintergrund muss präzisiert werden, ob und in 
welchem Umfang Vorhabenträger für klimawandelbedingt eintretende Funktionsverluste von 
Kompensationsmaßnahmen nachsteuerungs- oder ersatzpflichtig sind. Zudem sollten 
nachvollziehbare Kriterien festgelegt werden, anhand derer ein vorhabensbedingter von 
einem klimawandelbedingten Funktionsverlust abgegrenzt und nachgewiesen werden kann. 

 

Zu Abs. 6 Satz 7: 

In Satz 7 ist nach „Naturraum“ anstatt im Gesetzentwurf vorgesehenen Angabe die Angabe 
„und vorrangig für den Schutz und weiteren Ausbau der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a“ 
einzufügen. Denn es soll nicht nur der Status quo erhalten bleiben, sondern ein Ausbau der 
Natürlichen Infrastruktur erfolgen. 

 

Zu Abs. 6a neu:  

Die Klarstellung ist nicht erforderlich und sollte gestrichen werden. 

 

Zu Abs. 8a neu: 

Abschläge sind nicht hinnehmbar und werden in der Begründung auch nicht näher erläutert. 
Der Absatz ist daher ersatzlos zu streichen.  

Die im neu eingefügten Absatz (8a) vorgesehene Verordnungsermächtigung ist weitreichend 
und bedarf daher einer fachlichen Abstimmung mit den BL.  

 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

(§ 15a) 

Auf den Hinweis zu Ziffer 6 zu § 15 Abs. 2 hinsichtlich des Naturraumbezugs wird verwiesen. 
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8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 
(§ 15b Abs. 1 und 2) 
 

Die Regelung des Absatz 1 bedeutet, dass die Behörden nicht mehr auf den 
Eingriffsverursacher durchgreifen können, wenn die Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme 
mangelhaft durchgeführt wird. Damit wird das Vorhaben von seinen Folgen entkoppelt und 
die Behörde hat einen Verpflichteten, der ein deutlich geringeres Interesse an der 
erfolgreichen Realisierung haben dürfte, da keine Folgen für das Vorhaben an sich zu 
befürchten sind. Letztlich handelt es sich damit ebenfalls um eine finanzielle Entledigung von 
den Kompensationspflichten seitens des Vorhabenträgers. Die Regelung wird deshalb als 
kritisch abgelehnt. 

Die Regelung in Absatz 2 bedeutet mehr Bürokratie und läuft demzufolge den aktuellen 
Bestrebungen nach weniger Bürokratie komplett zuwider. Sie wird ebenfalls abgelehnt. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die Definition der „Naturgutschriften“ steht hier ohne Funktion des definierten Begriffs im 
Raum. 

Eine Legaldefinition eines Begriffs, der nicht verwendet wird und dem das Gesetz keinen 
Anwendungsbereich eröffnet, erschließt sich nicht.  

In der Begründung heißt es dazu: „Im Absatz 1 werden Naturgutschriften legaldefiniert. 
Demnach handelt es sich bei diesen um eine Form der Finanzierung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. Sie sind Nachweise über Maßnahmen, die zu einer dauerhaften 
Aufwertung von Natur und Landschaft führen und die wesentlichen Anforderungen an 
bevorratete Maßnahmen erfüllen (ohne jedoch Kompensationsmaßnahme zu sein).“ 

Dies erklärt sich nicht aus sich selbst heraus. Auf jeden Fall sollte auch gesetzlich klargestellt 
werden, dass solche Naturgutschriften nur für Maßnahmen ausgestellt werden können, die 
ohne rechtliche Verpflichtung durchgeführt werden. Auch sollte eine Regelung getroffen 
werden, die sicherstellt, dass diese Maßnahmen nicht dennoch als 
Kompensationsmaßnahmen geltend gemacht werden. 

Es ist kritisch anzumerken, dass der komplette Anwendungsbereich auf Verordnungsebene 
delegiert werden soll, ohne, dass das Gesetz den Zweck des Instruments näher bestimmt. 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Eine Erhöhung der Zielvorgabe für den Biotopverbund von 10 auf 15 % der Landesfläche ist 
zu begrüßen, jedoch sollten gleichzeitig die Instrumente zu deren Umsetzung gestärkt 
werden. 

Zu Abs. 3 Satz 3: 

„(3) [Die Flächen der Natürlichen Infrastruktur sind für künftige Maßnahmen zur Kompensation von 
Eingriffen in Natur und Landschaft, zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel sowie 
die gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfüllung mehrerer Verpflichtungen im Sinne des 
§ 2 Absatz 3a besonders geeignet.] Für Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur findet § 15 
Absatz 3b Anwendung. Weitere Rechtsfolgen sind an die Flächen der Natürlichen Infrastruktur nicht 
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geknüpft.“  
Zu dem in eckige Klammern gesetzten Text wird die Darstellung der Eignung der Flächen 
der Natürlichen Infrastruktur zur Umsetzung von Kompensations- und Fördermaßnahmen 
unterstützt. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Entgegen den bisherigen Ankündigungen des BMUKN, die Natürliche Infrastruktur zu 
schützen und auszubauen, beschränkt sich der Gesetzentwurf auf die Erklärung, die 
(vorhandene) Natürliche Infrastruktur zu schützen. Dies ist ungenügend. Der Gesetzentwurf 
ist an dieser Stelle entsprechend zu ergänzen.  

Der Begriff der „natürlichen Infrastruktur“ umfasst unterschiedliche Naturräume und 
Flächenkategorien. Es erscheint erforderlich, die hiervon erfassten Flächen näher zu 
bestimmen. Bis zu einer entsprechenden Konkretisierung können Rechtsunsicherheiten 
entstehen, die zu Verzögerungen in Verfahren sowie zu höheren Kosten bei 
Kompensationsmaßnahmen führen können.  

Durch Aufnahme der Nationalparke, der Naturschutzgebiete, der Biosphärenreservate, der 
gesetzlich geschützten Biotope, Moorböden und weiterem werden diese Bereiche indirekt 
stärker geschützt, da ein Eingriff in diesem Bereich nach der neuen Regelung des § 15 in 
höherem Verhältnis zu kompensieren wäre und so die Motivation, diese Flächen nur 
nachrangig zu nutzen, ggf. größer ist. Nicht nachvollziehbar bleibt, weshalb die 
Landschaftsschutzgebiete diesen etwaigen zusätzlichen Schutz nicht erfahren sollen. Auch 
diesbezüglich wäre der Gesetzentwurf zu ergänzen. 

In Absatz 3 Satz 1 wird formuliert, dass Flächen der grünen Infrastruktur – zu denen auch 
Natura 2000-Gebiete gehören sollen (§ 20a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) zum Einsatz natur- und 
landschaftsbezogener Fördermittel geeignet sind. Es sollte überprüft werden, ob diese 
allgemeine Aussage gerade mit Blick auf Natura 2000 nicht weiter zu konkretisieren ist, da 
dies sonst zu entsprechenden Problemen im Vollzug führen kann: Eine Vielzahl von 
Förderprogrammen knüpft eine Förderung u.a. daran, dass keine anderweitigen rechtlichen 
Verpflichtungen mit Blick auf die zu fördernde Maßnahme bestehen. Gerade bei Natura 
2000-Gebieten besteht aber z.B. für sog. „sowieso Maßnahmen“ bereits eine normative 
Verpflichtung. Dies bedarf der Klarstellung, damit die im Entwurf vorgenommene 
Formulierung bzgl. der Förderfähigkeit nicht als Vorwegnahme dieser Prüfung gewertet wird. 

Im Zusammenhang mit dem Absatz 4 ist darauf hinzuweisen, dass dies einen 
Verwaltungsaufwand für die Länder bedeutet, dessen Maß bisher unklar ist, da weder Form 
noch Verfahren näher geregelt sind. Zudem würde diese Übermittlungspflicht in der Praxis 
bedeuten, dass sich die Länder ihrerseits zunächst die zu übermittelnden Daten verschaffen 
müssen, da nicht davon auszugehen ist, dass diese den Ländern in vollem Umfang und stets 
auf dem aktuellsten Stand vorliegen. Dieser zusätzliche Aufwand wird in Anbetracht dessen, 
dass nicht erkennbar ist, welche Vorteile hiermit erhofft werden, abgelehnt. 
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Zu Abs. 2 Nr. 1 a): 

Um den Ausbau der natürlichen Infrastruktur zu stärken, sollten mindestens auch noch auch 
Landschaftsschutzgebiete in deren Definition einbezogen werden. 

 

Zu Abs. 2 Nr. 2 a): 

Unklar bleibt der Umgang mit Gebieten mit bedeutsamen Vorkommen von Arten, die wichtig 
für den Arterhalt sind, ohne dass diese Arten besonders selten oder gefährdet sind. 

Mit § 20a wird eine neue umfassende Gebietskulisse „Natürliche Infrastruktur“ für die 
Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege eingeführt. 
Grundsätzlich besteht zur geplanten Gebietskulisse Natürliche Infrastruktur erheblicher 
Klärungsbedarf. Den Ländern sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, die angeführten 
Flächenkategorien und vorhandene Überschneidungen der unterschiedlichen 
Flächenkategorien im Einzelnen zu prüfen und zu bewerten; erst dann kann hierzu im 
gebotenen Maße Stellung genommen werden.  

In diese Kulisse werden u.a. nach Abs. 2 Nr. 1c) alle Moorböden, die der IPCC-Definition 
entsprechen, einbezogen. Damit wären insbesondere auch Moorfolgeböden und sog. Moor-
Treposole einbezogen. Zudem werden landwirtschaftlich genutzte Moorböden ohne 
Schutzstatus Flächen mit Schutzgebietsstatus gleichgestellt. Dieser Ansatz ist zu 
überprüfen. Mindestens mächtig überlagerte Moore, Moorfolgeböden und Moor-Treposole 
sollten außen vor bleiben werden (vgl. Nationaler Wiederherstellungsplan).  

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Ausweitung der Ausnahmeregelung für das Ausbringen von Gehölzen und 
Saatgut außerhalb ihrer Vorkommensgebiete auf Deich- und Dammbauten zum Küsten- und 
Hochwasserschutz wird kritisch gesehen. Die vorgesehene Ausnahme würde die 
naturschutzfachlich gebotene Verwendung gebietsheimischen Saat- und Pflanzguts auf 
Deich- und Dammbauten schwächen. Die Verwendung gebietsheimischer Pflanzen und 
Pflanzenteile ist zudem durch die DIN 19657:2023-12 als deichbaufachlicher Standard 
etabliert. Da Deichbaumaßnahmen regelmäßig langfristig planbar sind, können 
entsprechende Bedarfe frühzeitig angemeldet und durch die Saatgutwirtschaft berücksichtigt 
werden. Ergänzend besteht die Möglichkeit, vor Baubeginn autochthones Saatgut von den 
betroffenen Deichflächen selbst oder von benachbarten Flächen zu gewinnen, 
beispielsweise mittels Heudruschverfahren oder Seedharvester. Hierdurch können 
standortangepasste und genetisch geeignete Herkünfte für die Wiederbegrünung gesichert 
werden. 

Auch die vorgesehene Ausnahmeregelung für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen nach 
§ 44 Absatz 5 Satz 3 BNatSchG wird kritisch gesehen. Bei den sogenannten CEF-
Maßnahmen handelt es sich regelmäßig um langfristig vorbereitete und fachlich eng 
begleitete Maßnahmen, deren rechtzeitige Funktionsfähigkeit vor Eingriffsbeginn 
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gewährleistet sein muss. Die Verwendung von Saatgut außerhalb des jeweiligen 
Vorkommensgebietes kann die Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen nach 
§ 44 Absatz 5 Satz 3 BNatSchG beeinträchtigen. Aufgrund möglicher Unterschiede in der 
Standortanpassung und Vegetationsentwicklung besteht das Risiko, dass die für geschützte 
Arten erforderliche Habitatfunktion nicht rechtzeitig oder nicht vollständig erreicht wird. Dies 
steht der Bedeutung von CEF-Maßnahmen entgegen, die ökologische Funktion der 
betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten ohne zeitliche Unterbrechung sicherzustellen. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Grundsätzlich ist eine Standardisierung zur Umsetzung des anspruchsvollen 
Artenschutzrechts zu begrüßen, soweit es zu artenschutzfachlich und -rechtlich zu 
sachgerechten Lösungen kommt. 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Die Auswirkungen der Streichungen können in der Kürze der Zeit nicht fundiert beurteilt 
werden. 

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Der Regelungsentwurf enthält kein Bezugsdatum oder -ereignis, die typischerweise in einer 
Übergangs- und Überleitungsvorschrift zu erwarten sind. 
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